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115. Beschluss des Tiroler Landtages vom 14. Dezember 2006 über den Landesvoranschlag für das Jahr 2007
116. Verordnung der Landesregierung vom 19. Dezember 2006, mit der die Tiroler Grundsicherungsverordnung

geändert wird
117. Kundmachung der Landesregierung vom 19. Dezember 2006 über die Genehmigung einer Änderung der

Gemeindegrenze zwischen der Gemeinde Weer und der Gemeinde Weerberg

Der Landtag hat beschlossen:

I.

Der Landesvoranschlag für das Jahr 2007 wird mit
folgenden, in den Anlagen aufgegliederten Gesamtbe-
trägen festgesetzt:

Ordentlicher Voranschlag

Ausgaben .......................................... E 2.310.611.300,–
Einnahmen ........................................ E 2.251.611.300,–
Abgang .............................................. E 59.000.000,–

Außerordentlicher Voranschlag

Ausgaben ............................................ E 163.927.200,–
Einnahmen .......................................... E 163.927.200,–
Fremdfinanzierung.............................. E 119.357.200,–

II.

(1) Die im Landesvoranschlag vorgesehenen Aus-
gaben sind grundsätzlich unüberschreitbare Höchstbe-
träge. Ausgaben dürfen nur für die im Voranschlag vor-
gesehenen Zwecke und nur nach den Grundsätzen der
Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit
geleistet werden.

(2) Voranschlagsstellen, die in derselben Deckungs-
klasse zusammengefasst sind, sind gegenseitig deckungs-
fähig.

(3) a) Die Landesregierung wird ermächtigt, Zusatz-
kredite bei Voranschlagsstellen bis zu der Höhe zur Ver-

fügung zu stellen, als in derselben Gruppe Mehreinnah-
men bzw. Minderausgaben als Bedeckung herangezogen
werden können.

b) Die Landesregierung wird weiters ermächtigt, bei
Voranschlagsstellen Zusatzkredite bis zu einem Betrag
von 100.000,– E im Einzelfall dann zur Verfügung zu
stellen, wenn für den entstehenden Mehraufwand ent-
sprechende Minderausgaben bzw. Mehreinnahmen in
anderen Gruppen als Bedeckung herangezogen werden
können.

c) Die Landesregierung wird weiters ermächtigt, bei
neu zu eröffnenden Voranschlagsstellen Zusatzkredite
bis zu einem Betrag von 50.000,– E im Einzelfall zur Ver-
fügung zu stellen, wenn eine Bedeckung nach lit. a oder b
gegeben ist.

d) Bei Budgetmittelumschichtungen nach lit. a und b
wird der Kredit bei der als Bedeckung herangezogenen
Ausgabe-Voranschlagspost vermindert bzw. bei der Ein-
nahme-Voranschlagspost erhöht. Der zur Bedeckung
von Mehrausgaben herangezogene Betrag ist ziffern-
mäßig festzustellen und bleibt endgültig gebunden. Bei
den zum Zweck der Bedeckung gekürzten Voran-
schlagsstellen ist nachfolgend die Bereitstellung zusätz-
licher Finanzmittel nicht mehr gestattet.

e) Mehreinnahmen aus Steuern mit Ausnahme von
Verwaltungsabgaben sowie Mehreinnahmen aus steuer-
ähnlichen Einnahmen dürfen nicht nach lit. a und b als
Bedeckung für Zusatzkredite herangezogen werden.
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Mehreinnahmen aus Verwaltungsabgaben dürfen nur
für unmittelbar zusammenhängende Mehrausgaben des
Sachausgabenbereiches als Bedeckung herangezogen
werden.

f) Über Budgetmittelumschichtungen, die den Betrag
von 50.000,– E überschreiten, hat die Landesregierung
dem Landtag halbjährlich zu berichten.

g) Die bei der Voranschlagspost 1-000004-7660 001
„Allgemeine Parteienförderung“ budgetierten Finanz-
mittel dürfen nur über einen ziffernmäßig bestimmten
Antrag der jeweiligen politischen Partei ausbezahlt
werden.

(4) Von der im Abs. 3 lit. a und b ausgesprochenen
Ermächtigung sind Mehrausgaben in den Finanzkenn-
ziffern 1 bis 9 gegen Einsparungen bei der Finanzkenn-
ziffer 0 (Leistungen für Personal) und umgekehrt aus-
geschlossen. 

(5) Die Landesregierung wird ermächtigt, über- und
außerplanmäßige Zusatzkredite in der Höhe zur Verfü-
gung zu stellen, als korrespondierende, ausdrücklich
zweckgebundene über- und außerplanmäßige Einnah-
men mit den Finanzkennziffern 0, 1, 2 und 3 zur Be-
deckung herangezogen werden können.

(6) Die Landesregierung wird im Sinn des Art. 61
Abs. 4 der Tiroler Landesordnung 1989, LGBl. Nr. 61/
1988, ermächtigt, im Landesvoranschlag nicht vorgese-
hene oder dessen Ansätze übersteigende Ausgaben, die
unumgänglich notwendig sind und deren Dringlichkeit
einen Aufschub nicht zulässt, bis zu 2 v. H. der im or-
dentlichen Landesvoranschlag vorgesehenen Ausgaben
zu leisten. Die Landesregierung hat dem Landtag solche
Ausgaben ehestmöglich zur Kenntnis zu bringen.

(7) Die Landesregierung wird ermächtigt, Zusatz-
kredite bei Voranschlagsposten aus der Voranschlags-
post 1-970009-7298 100 „Allgemeine Verstärkungsmit-
tel“ bis zu einem Höchstbetrag von 5.000,– E im Ein-
zelfall zur Verfügung zu stellen, wenn eine Budgetmit-
telumschichtung im Sinn des Abs. 3 ganz oder teilweise
nicht möglich ist.

III.

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, Landes-
vermögen im Einzelfall bis zum Gesamtwert von
150.000,– E zu veräußern (wie verkaufen, tauschen,
schenken oder abtreten).

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, Landes-
vermögen durch die Einräumung von Dienstbarkeiten
(materielle Wertobergrenze 100.000,– E) zu belasten.

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, auf die Ein-
ziehung einer Forderung bis zu 100.000,– E im Einzel-

fall zu verzichten, wenn die Einziehung der Forderung
für den Schuldner nach der Lage des Falles, insbeson-
dere unter Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen
Verhältnisse und des Ausmaßes seines allfälligen Ver-
schuldens an der Entstehung der Forderung, unbillig
wäre.

(4) Die Landesregierung wird ermächtigt, die Ein-
ziehung von Forderungen einzustellen, wenn

a) der mit der Einziehung verbundene Verwaltungs-
und Kostenaufwand in keinem angemessenen Verhält-
nis zur Höhe der Forderung steht,

b) alle Möglichkeiten der Einziehung erfolglos ver-
sucht worden sind oder

c) Einziehungsmaßnahmen von vornherein offen-
kundig aussichtslos sind.

IV.

(1) Die in den Punkten I, II, III und IV des außeror-
dentlichen Voranschlages vorgesehenen Ausgaben von
163.927.200,– Edürfen erst dann geleistet werden, wenn
ihre Bedeckung durch die im außerordentlichen Voran-
schlag angeführten Einnahmen (Darlehensaufnahmen,
Zuführung aus dem ordentlichen Voranschlag und Bei-
träge Dritter) gesichert ist. Der Landtag gibt nach
Art. 62 Abs. 1 lit. a der Tiroler Landesordnung 1989 die
Zustimmung zur Aufnahme der im außerordentlichen
Voranschlag vorgesehenen Darlehen in der Gesamthöhe
von 119.357.200,– E.

(2) Die Landesregierung wird im Sinn des Art. 62
Abs. 1 lit. b der Tiroler Landesordnung 1989 ermäch-
tigt, für Darlehen in der Höhe bis zu 150.000,– E Bürg-
schaften nach den Bestimmungen des § 12 des Tiroler
Wohnbauförderungsgesetzes 1991, LGBl. Nr. 55, zuletzt
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 108/2001, zu über-
nehmen. Über die gewährten Bürgschaften ist dem
Landtag zu berichten.

V.

Anstellungen und Beförderungen im Landesdienst
dürfen nur im Rahmen des eine Anlage zum Landes-
voranschlag bildenden Dienstpostenplanes 2007 und
der Ermächtigung erfolgen, die der Landesregierung im
Zusammenhang mit der Festsetzung des Dienstposten-
planes erteilt wird.

VI.

Die Anschaffung von Kraftfahrzeugen darf nur im
Rahmen des eine Anlage zum Landesvoranschlag bil-
denden Kraftfahrzeugplanes für 2007 und der Ermäch-
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tigung erfolgen, die der Landesregierung im Zusammen-
hang mit der Festsetzung des Kraftfahrzeugplanes er-
teilt wird.

VII.

(1) Die Verwendung der bewilligten Ausgaben ist nur
bis zum 31. Dezember 2007 gestattet. Umbuchungen
zu Lasten des Voranschlages 2007 können mit Aus-
nahme der Rücklagenbildungen gemäß Abs. 2 noch bis
spätestens 31. Jänner 2008 durchgeführt werden.

(2) Die Landesregierung kann nicht verbrauchte
Kredite für Vorhaben, deren Ausführungen sich über
einen Zeitraum von mehr als einem Jahr erstrecken,
einer Rücklage zuführen, wenn dies zur Sicherung der
Fortführung der Vorhaben bzw. im Interesse einer wirt-
schaftlichen Abwicklung und aus budgetären Gründen
geboten erscheint.

VIII.

Dieser Beschluss tritt mit 1. Jänner 2007 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Zanon

Der Landesamtsdirektor:
Liener

116. Verordnung der Landesregierung vom 19. Dezember 2006, mit der die Tiroler Grund-
sicherungsverordnung geändert wird

Aufgrund des § 3 Abs. 6 des Tiroler Grundsiche-
rungsgesetzes, LGBl. Nr. 20/2006, wird verordnet:

Artikel I

Die Tiroler Grundsicherungsverordnung, LGBl.
Nr. 28/2006, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 1 des § 5 hat die lit. a zu lauten:
„a) zur Deckung des Aufwandes im Sinn des § 1 lit. a

monatliche Leistungen bis zu folgenden Höchstbeträ-
gen (Richtsätze):

1. für Alleinstehende .................................. 431,20 Euro

2. für Hauptunterstützte ........................... 368,90 Euro

3. für Mitunterstützte ohne 
Anspruch auf Familienbeihilfe .............. 256,60 Euro

4. für sonstige Mitunterstützte 
sowie für Bezieher der erhöhten 
Familienbeihilfe ..................................... 143,40 Euro.
Alleinstehende sind Personen, die mit keinen unter-

haltsberechtigten oder unterhaltsverpflichteten Ange-
hörigen und mit keinem Lebensgefährten in Haushalts-
gemeinschaft leben. Als Hauptunterstützte gelten Per-
sonen, die mit Ehegatten, mit Lebensgefährten oder
sonst in Familiengemeinschaft mit unterhaltsberechtig-
ten Angehörigen (Mitunterstützte) leben;“

2. Im Abs. 1 des § 9 wird der Betrag „96,70 Euro“
durch den Betrag „99,– Euro“ ersetzt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2007 in Kraft.

Der Landeshauptmann:
van Staa

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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§ 1

Die Tiroler Landesregierung genehmigt gemäß § 6
Abs. 1 der Tiroler Gemeindeordnung 2001, LGBl. Nr. 36,
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 90/2005,
die übereinstimmenden Beschlüsse des Gemeinderates
der Gemeinde Weer vom 12. Dezember 2006 und des
Gemeinderates der Gemeinde Weerberg vom 11. De-
zember 2006, mit denen folgende Änderung der
Gemeindegrenze zwischen der Gemeinde Weer und der
Gemeinde Weerberg vereinbart wurde:

Der neue Grenzverlauf in einem Teilabschnitt der
Gemeindegrenze zwischen der Gemeinde Weer und der
Gemeinde Weerberg wird ausgehend von dem in der bis-
herigen Grenze gelegenen Grenzpunkt Nr. 11846 durch
die Grenzpunkte Nr. 11845, 11844, 6374, 6372, 6363,

6361, 6360, 6359, 6354, 6353, 6352, 6351, 6349 und den
in der bisherigen Grenze gelegenen Grenzpunkt Nr. 11458
nach Maßgabe der Planurkunde der DI Weiser – DI Kand-
ler, Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen, Schwaz,
Gilmstraße 5, vom 4. Dezember 2006, GZ 275/2006,
gebildet. Der Grenzverlauf zwischen den einzelnen
Grenzpunkten ist geradlinig. 

§ 2

Eine vermögensrechtliche Auseinandersetzung zwi-
schen der Gemeinde Weer und der Gemeinde Weerberg
aus dieser Grenzänderung findet nicht statt. 

§ 3

Die Grenzänderung tritt mit 1. Jänner 2007 in Wirk-
samkeit.

117. Kundmachung der Landesregierung vom 19. Dezember 2006 über die Genehmigung
einer Änderung der Gemeindegrenze zwischen der Gemeinde Weer und der Gemeinde
Weerberg

Der Landeshauptmann:
van Staa

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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